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Regulierung im Interesse des Gemeinwohls
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Zusammenfassung
Die Regulierungstheorie kreist um zwei Fragen:
Welche Rolle spielen die betroffenen Interessen-
gruppen in der regulativen Politik und der Regulie-
rungsverwaltung und inwieweit wägt die Regulie-
rungsverwaltung zwischen dem Interesse des Ge-
meinwohls und den regulierten Interessen innerhalb
des privaten Sektors ab? Dieser Artikel vergleicht
drei Theorien – die klassische Public Interest-Theo-
rie, die Capture-Theorie und die moderne Credible
Commitment-Theorie. Die ihnen zugrundeliegende
Logik und Annahmen werden herausgearbeitet und
die empirische Reichweite jeder Theorie aufgezeigt.
Zu guter Letzt wird noch auf der Grundlage beste-
hender Untersuchungen herausgearbeitet, ob es Be-
lege für diese Theorien gibt. Der Artikel kommt zu
dem Schluss, dass alle höchstrelevante Themen an-
gehen, allerdings in einem stark politisierten Um-
feld. Interessant ist die Beobachtung, dass diese Po-
litisierung Veränderungen und Reformen zwar nicht
im Wege gestanden ist. Das Veränderungsmuster ist
jedoch nicht den Mustern gefolgt, die von der Cap-
ture- und Credible Commitment-Theorie vorge-
schlagen wurden. Dieser Artikel trägt daher zur Re-
habilitierung der klassischen Public Interest-Theorie
bei, wenn auch in einer moderaten und verbesserten
Form.

Schlagworte: Capture, Credible Commitment, unab-
hängige Regulierungsbehörden, Agenturen

Abstract
Public Interest Regulation
A critical reappraisal
Two questions remain central in the study of regula-
tion. First, what is the role of affected interests in
regulatory policy and administration? Second, to
what extent does regulatory administration balance
the public interest against the regulated interests
within the private sector? The paper here compares
three different theories and the research based on
them. These theories are classical public interest
theory, capture theory, and the modern theory of
credible commitment. Their underlying logic and as-
sumptions are identified and the empirical scope of
each of the theories is set out. Finally, it is dis-
cussed, on the basis of existing research whether
there is supporting evidence for them. The conclu-
sion is that they all cope with highly relevant issues
but also points to the persistence of a highly politi-
cized environment. The interesting observation is
that this politicization has not excluded change and
reform but the pattern of change has not followed
the patterns proposed by capture and credible com-
mitment theory. To the contrary the paper contrib-
utes to the rehabilitation of classical public interest
theory, although in a modest and refined form.

Key words: capture, credible commitment, inde-
pendent regulators, agencies

Regulierung und Staat

Regulierung ist eine der klassischen Kernfunktionen des Staates. Regulierung definiert
die Grenze zwischen Staat und Gesellschaft, zwischen Regierung und Markt. Daher stellt
die Regulierung den Versuch der Regierung dar, das Ausmaß privater Aktivitäten zu be-
grenzen. Dieser Begriff ist zwar weitgefasst, dennoch gilt: Wenn die Regierung eine Wa-
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re oder eine Dienstleistung unter ihrer Schirmherrschaft erbringt, beispielsweise durch ein
staatseigenes Unternehmen oder ein öffentlich-rechtliches Krankenhaus ist es nicht an-
gemessen, von Regulierung zu sprechen. Wenn jedoch ein privates Unternehmen dieselbe
Dienstleistung innerhalb gesetzlich definierter Grenzen erbringt, beispielsweise im Be-
reich Schienenverkehr oder Krankenhausbehandlung, dann sprechen wir von Regulie-
rung. Die Bedeutung der Regulierung als ein Instrument der Rechtsordnung ist demnach
äußerst variabel. Sie hängt vom jeweiligen Staat ab, was die überaus verschiedenen Auf-
fassungen in der amerikanischen und kontinentaleuropäischen Gesellschaft belegen. Sie
ist auch Veränderungen unterworfen, wenn die Rolle der Regierung neu überdacht wird,
wie es bei Privatisierungen und marktfreundlichen Reformen einerseits und entschlosse-
nen Bemühungen um den Umweltschutz andererseits der Fall war. Derartige Paradig-
menwechsel sind eine historische Tatsache. Die gleichzeitige Inkraftsetzung dieser Ver-
änderungen illustriert heutzutage die epochale Veränderung in der Konzeption des Staa-
tes (Moran 2000).

Eine der ergiebigsten Definitionen von Regulierung stammt von Barry Mitnick: „Re-
gulation is the public administrative policing of a private activity with respect to a rule
prescribed in the public interest” (Mitnick 1980, S.7). Diese Begriffsbildung hat auch in
europäischen Politikwissenschaften an Akzeptanz gewonnen (beispielsweise Bogumil/
Jann 2005, S. 53). Sie stellt drei zentrale Ideen heraus: Regulierung ist restriktiv und auf
private Aktivitäten ausgerichtet; sie beruht auf administrativen Kontrollen, die auf der
Grundlage allgemeiner Regeln vorgenommen werden; diese Regeln und deren Umset-
zung gelten stillschweigend als dem Gemeinwohl förderlich. Die Definition wirft auch
zwei Fragen auf, um die sich seit den frühen 1980er Jahren im Wesentlichen die politik-
wissenschaftlichen Untersuchungen über staatliche Regulierung drehen:

1. Welche Rolle spielen die betroffenen Interessengruppen in der regulativen Politik
und der Regulierungsverwaltung?

2. Inwieweit wägt die Regulierungsverwaltung zwischen dem Interesse des Gemein-
wohls und den regulierten Interessen innerhalb des privaten Sektors ab?

Diese Fragen sind von zentraler Bedeutung, da sie sich auf die Beziehung zwischen den
betroffenen Interessengruppen und der regulativen Politik konzentrieren. Die staatliche
Regulierung geht davon aus, dass öffentliche Interessen vor privaten Interessen – insbe-
sondere Unternehmensinteressen – geschützt werden können. Es besteht jedoch das Risi-
ko, dass diese Beziehung sich wendet, wenn private Interessengruppen die staatliche Re-
gulierung zum Zwecke des „Rent Seeking“ einsetzen, um beispielsweise ihr Unterneh-
men vor Wettbewerb zu schützen. Dies ist auch deshalb von zentraler Bedeutung, da zwi-
schen Regulierungsgesetzen und der für deren Umsetzung verantwortlichen Behörden
unterschieden wird. Entweder gibt es Regulierung, um das Gemeinwohl in Form von
Drittinteressen vor den negativen Folgen privater Aktivitäten wirkungsvoll zu schützen;
oder der Gesetzgeber gibt privaten Interessen nach und setzt die regulative Politik als
Schutzschild ein, um diese damit vor Wettbewerb und Verbrauchern zu schirmen. In bei-
den Fällen kann die Verwaltung unter Umständen neutral in ihren Bemühungen sein, die
offizielle Politik auszuführen, da jedwede Verzerrung das Ergebnis von Entscheidungen
ist, die während der Gesetzgebungsphase getroffen wurden.

Geht man dann davon aus, dass die Neutralität der Verwaltung nicht gegeben ist, er-
geben sich zwei andere Möglichkeiten. Die erste ist, dass die Regulierungsverwaltung
durch die regulierten Interessen gefangen ist. Folglich operiert die Verwaltung auf eine
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Weise, die ganz systematisch zugunsten der regulierten Vorteile ausgerichtet ist. Die
zweite Möglichkeit ist, dass die Regulierungsverwaltung zu einem Wächter des öffentli-
chen Interesses wird. Bei dieser Annahme hat der Gesetzgeber die Verwaltung angewie-
sen, dass private Interessen nicht das öffentliche Interesse verdrängen dürfen, beispiels-
weise in Form von Drittinteressen, die negativen externen Effekten ausgesetzt sind.

Die oben umrissenen Ideen sind relativ einfach. Dennoch hat sich hierzu eine um-
fangreiche Forschungsagenda entwickelt, die sich im Laufe der Zeit verändert hat (Moran
2002; Döhler 2007a; Döhler 2007b; Döhler/Wegrich 2010). Frühe Forschungen und
Theorien umfassen sowohl die Gesetzgebung als auch die Regulierungsverwaltung. Jün-
gere Forschungen stellen die Regulierungsverwaltung in den Mittelpunkt und hinterfra-
gen deren Rolle, wenn es um die Bereitschaft und Fähigkeit der Regierung geht, Partiku-
larinteressen gegenüber dem abzuwägen, was als langfristige, gesellschaftliche Belange
betrachtet wird. Dieser Artikel legt die wichtigsten Theorien dar, die in den letzten Jahr-
zehnten entwickelt wurden und betrachtet dann die empirische Unterstützung für jede.
Die Untersuchung konzentriert sich auf drei Kerntheorien: das klassische Public Interest-
Modell, das regulative Capture-Modell und das Credible Commitment-Modell. Der ge-
meinsame Schwerpunkt ist die Rolle der Bürokratie in der regulativen Politik und deren
Umsetzung. Alle haben überdies absolut glaubwürdige Argumente zur Unterstützung ih-
rer Positionen entwickelt, „but what is plausible in the abstract may prove false in fact“
(Croley 2008, S. 160).

Der administrative Fokus

In einer Demokratie definiert der Gesetzgeber das Gemeinwohl. Wenn er eine Entschei-
dung trifft, meistens in Form von allgemeinen Vorschriften, so sollte er das aufgrund sei-
nes Wählermandats tun. Aus der Sicht des Volksvertreters sind diese Entscheidungen die
beste Annäherung an das Gemeinwohl, da der Gesetzgeber dem Wähler Rechenschaft
schuldig ist.

Selbst in diesem idealisierten Bild arbeitet der Gesetzgeber nicht in seiner eigentli-
chen Eigenschaft. Er ist von einer Bürokratie abhängig. Der Beamtenapparat kommt ins
Spiel, wenn neue ordnungsrechtliche Maßnahmen ausgearbeitet werden und erneut, wenn
diese ausgeführt und umgesetzt werden. Da die Fähigkeit des Gesetzgebers im Bereich
Information wie Organisation stark eingeschränkt ist, kann die Bedeutung der Regulie-
rungsverwaltung kaum überbewertet werden. Es darf dabei jedoch nicht vergessen wer-
den, dass die Regulierungsverwaltung die vom Gesetzgeber beschlossenen Maßnahmen
weder ergänzt noch reduziert. Dem Gemeinwohl dürfte damit gedient sein, aber nur exakt
im Sinne des Gesetzgebers. Die Bürokratie bemächtigt sich weder des Gemeinwohls noch
schützt sie dieses vor Übergriffen durch Partikularinteressen, die in der Regulierung ein
Instrument für ihre eigenen Anliegen sehen.

Die Ansicht erscheint naiv. Der regulativen Capture-Theorie ist eine derartige Naivi-
tät fremd. Die Capture-Theorie, die von der Gefangennahme des Regulierers spricht,
kann als kritische Reaktion darauf gesehen werden. Sie folgt neoklassischen Wirtschafts-
lehren und hat ihren Weg in die Politikwissenschaft über die Rational Choice-Theorie ge-
funden. Die Capture-Theorie beruht auf der Behauptung, dass Partikularinteressen die
staatliche Regulierung als Schutzschild sehen, und dass der Staat im Großen und Ganzen
deren Forderungen erfüllt. Doch damit nicht genug. Sie hat auch eine Reihe von Be-
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hauptungen aufgestellt, die die Neutralität der Regulierungsverwaltung in Frage stellt.
Für die Capture-Theorie arbeitet die Regulierungsverwaltung bereitwillig als der verlän-
gerte Arm von Unternehmen, deren Interesse dem so genannten Rent Seeking gilt. Zen-
traler Punkt ist hier, dass auf eigenes Interesse bedachte Bürokraten hohe Gegenleistun-
gen in Aussicht gestellt werden, wenn sie nicht nur Interessengruppen nachgeben, son-
dern auch die Regulierung ausweiten. Folge ist die Ablehnung jedweder Form von Regu-
lierung im Sinne des Gemeinwohls. Selbst die Regulierung, die zur Korrektur negativer
externer Effekte – wie die Regulierung von Umwelt- und Verbraucherschutz oder Le-
bensmittelsicherheit – erdacht wurde, wird schnell vereitelt, um Partikularinteressen zu
dienen (Stigler 1971; Posner 1974; Peltzman 1976). Daher ist die Vorstellung von einer
guten Regulierung sinnlos oder um William Niskanen zu zitieren: „Good regulation is no
regulation.“1 Wenn also Politiker nicht durch private Interessen aufgehalten werden, dann
werden eigennützige Bürokraten von ihnen gefangen genommen.

Die Credible Commitment-Theorie, bei der die glaubwürdige Selbstverpflichtung im
Vordergrund steht, sieht die klassische Public Interest-Theorie gleichermaßen kritisch.
Allerdings geht diese in eine andere Richtung als die regulative Capture-Theorie. Sie dif-
ferenziert nämlich zwischen dem Verhalten der Politiker, wenn diese über ordnungs-
rechtliche Maßnahmen entscheiden, und dem Verhalten berufsmäßiger Regulierer inner-
halb der Bürokratie (Levy/Spiller 1996; Jordana/Levi-Faur 2004). Sie geht davon aus,
dass Politiker versucht sein werden, kurzfristigen Anliegen nachzugeben, wenn eine ver-
nünftige regulative Politik ihren wahlpolitischen Interessen zuwiderläuft. Die Theorie be-
sagt, dass dies insbesondere relevant ist, wenn Privatunternehmer in langfristige Projekte
investieren; wenn sie nicht darauf vertrauen können, dass die Politiker das ordnungspoli-
tische System zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung aufrechterhalten, laufen sie
Gefahr, dass der Wert ihrer Investitionen von Politikern untergraben wird, die opportunis-
tisch handeln. Die Credible Commitment-Theorie sieht jedoch die Lösung für eine derar-
tige Zeitinkonsistenz in der richtigen Organisation der Regulierungsverwaltung. Politiker
sollen ihre eigenen Schwächen erkennen und sich daher für institutionelle Strukturen ent-
scheiden, die es unmöglich oder zumindest schwierig machen, ihre anfänglichen politi-
schen Versprechen zu brechen. Die Lösung besteht darin, die Entscheidungsfindung an
unabhängige Regulierer oder autonome Behörden zu delegieren. Diese dürfen dann auch
über Einzelfälle entscheiden und Richtlinien erlassen, die in ihren Kompetenzbereich
fallen. Diese Denkart ist von Ökonomen übernommen (vgl. di Mauro 2009), auch wenn
einige Ökonomen nach der Finanzkrise die Komplexität dieses Problems anerkennen
(Hüther u.a. 2009).

Die Credible Commitment-Theorie steht zwischen der klassischen Public Interest-
Theorie und der Capture-Theorie. Mit der Capture-Theorie hat sie gemeinsam, dass sie
äußerste Vorbehalte gegenüber der Anfälligkeit von Politikern hat; ebenso wie die Public
Interest-Theorie hat sie ein großes Vertrauen in das Beamtentum. Es gibt jedoch feine,
aber wichtige Unterschiede zwischen der Credible Commitment-Theorie und den beiden
etablierten Theorien der staatlichen Regulierung. Die Capture-Theorie, bei der die Kon-
trollierten die Kontrollierenden gefangen nehmen, misstraut den Politikern als regulative
Entscheidungsträger. Diese werden schnell von privaten Interessengruppen eingefangen,
die sich geballte Vorteile von der Regulierung erwarten oder verstärkte Kosten durch ih-
nen auferlegte Restriktionen befürchten. Daher haben sie ein großes Interesse bei Gesetz-
gebern Lobbyarbeit zu leisten, verglichen mit den Gruppen, bei denen es nur um verein-
zelte Kosten oder geringe Vorteile aus der Regulierung geht.
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Doch gemäß der Credible Commitment-Theorie ist die Regulierung des Gemein-
wohls eher durch die Wähler als durch betroffene Interessengruppen gefährdet. Es ist die
Schwäche der um Stimmenmaximierung bemühten Politiker vor kurzfristigen politischen
Verlusten, die sie dazu bewegt, ordnungsrechtliche Maßnahmen zu ändern, die langfristig
das Gemeinwohl fördern. Ebenso subtil ist die Beziehung zu der klassischen Public Inte-
rest-Theorie. Der regulierende Bürokrat dieser gutgläubigen Theorie ist ein typischer Ju-
rist, der Einzelfälle in allgemeine und exakt formulierte Gesetzesvorschriften einordnet.
Von sich aus hat er mit dem Erstellen von Vorschriften nichts zu tun. Der regulierende
Bürokrat der Credible Commitment-Theorie hingegen ist ein Technokrat, idealerweise
ein Ökonom, der seine analytischen Erkenntnisse auf einen Lösungsapparat anwendet,
der das Gemeinwohl im Sinne wirtschaftlicher Effizienz fördert. Die Idee ist, dass diese
analytischen Fähigkeiten sowohl bei der Entscheidung über Einzelfälle als auch bei der
Erstellung allgemeiner Vorschriften anwendbar sind. Die Credible Commitment-Theorie
sieht offensichtlich nicht die Motivation des Bürokraten als mögliches Problem für die
Regulierung im Interesse des Gemeinwohls an. Sie ist in diesem Sinne völlig in Einklang
mit der klassischen Public Interest-Theorie.

Die Theorien decken einen langen Zeitraum ab. Die Public Interest-Theorie herrschte
bis in die 1960er Jahre vor, bis die Public Choice-Theorie einen kritischen Angriff auf die
etablierte Theorie startete. Der offensichtliche Realismus und die kritische Haltung der
Capture-Theorie ebneten den Weg für ihren Einfluss bis in das späte 20. Jahrhundert. Am
Ende steht die Credible Commitment-Theorie, die eng mit den ordnungspolitischen Re-
formen verbunden ist, die der Marktöffnung und der Privatisierung der öffentlichen Ver-
sorgungsbetriebe folgten, die in den 1990er Jahren begann. Alle drei Theorien haben ge-
meinsam, dass sie sich auf die Regulierungsverwaltung konzentrieren – sei es nun auf de-
ren Aufgaben, deren Organisation oder Leistung. Eine weitere Gemeinsamkeit besteht
darin, dass die Theorien mit dem Begriff des Gemeinwohls operieren. Dennoch bleibt für
jede der drei Theorien dieser Begriff schwer zu erfassen, zwar leicht in den politischen
Diskurs einzubringen, aber organisatorisch schwer aufrechtzuerhalten (Levine/Forrence
1990; Mitnick 1980, S. 242-282; Scharpf 1997, S. 163-165). Eine Lösung für diese Her-
ausforderung ist die Unterscheidung zwischen den Interessen regulierter Unternehmen
und Bürgern und denjenigen Dritten, die ein Interesse an regulativer Politik und Regulie-
rungsverwaltung haben, weil die regulierte Aktivität deren Interessen negativ beeinflusst.

Konkurrierende Modelle

Die Theorien stellen konkurrierende Modelle dar. Ihre Ansprüche unterscheiden sich
deutlich voneinander, wie bereits weiter oben beschrieben. Tabelle 1 vergleicht die
grundlegenden Züge der Modelle.



172 Jørgen Grønnegaard Christensen

Tabelle 1: Konkurrierende Modelle der Regulierungsverwaltung

Public Interest-Theorie Regulative Capture-
Theorie

Credible Commitment-Theorie

Grundforderung Beamte handeln nach all-
gemeinen Gesetzen, die
das Gemeinwohl fördern
sollen.

Beamte favorisieren re-
gulierte Unternehmen.

Beamte wenden Fachwissen
an, um eine gute Regulierung
zu fördern.

Verhaltensannahme Beamte als Amtsträger Beamte aus Eigeninter-
esse motiviert

Beamte als professionelle
Normbefolger

Geltungsbereich Ökonomische und soziale
Regulierung

Ökonomische und so-
ziale Regulierung

Ökonomische Regulierung

Dieser Unterschied ergibt sich hauptsächlich aus deren abweichenden Verhaltensannah-
men. Die Public Interest-Theorie beruht auf denselben Annahmen wie die klassische Bü-
rokratietheorie. Gemäß Max Weber sind Beamte Amtsträger, die die Pflichten ausführen
sollen, die ihre betreffende Rolle oder Aufgabe innerhalb einer streng geordneten und
spezialisierten Hierarchie ausmachen (Weber 1921, S. 124-130, 552-553). Die Kombina-
tion aus Verdienst und Amt mit den eindeutigen Regeln der Unvoreingenommenheit un-
terstützt den rationalen Entscheidungsprozess, der auf administrativen Entscheidungspro-
zessen basiert, bei der individuelle Entscheidungen „entweder: Subsumtion unter Nor-
men, oder: Abwägung von Zwecken und Mitteln“ (Weber 1921, S. 565) zuzuordnen sind.
Absolute Standards für die richtige Politik sind hier unvorstellbar. Eher unterliegen die
Beamten einer Verantwortungsethik, wo man „für die (voraussehbaren) Folgen seines
Handeln aufzukommen hat” (Weber 1919, S. 551-552).

Die regulative Capture-Theorie hat eine andere Betrachtungsweise, die entweder als
zynisch oder einfach nur als hinreichend realistisch zu betrachten ist. Die wesentliche
Annahme ist, dass Beamte aus Eigeninteresse motiviert sind. Die negative Auswirkung
ist, dass sie nicht durch Normen und offizielle Aufgaben gebunden sind. Die positive
Auswirkung ist, dass sie Strategien verfolgen, die entsprechend der individuellen Kosten-
Nutzen-Analyse in erster Linie ihnen selbst zu Gute kommen. Diese Verhaltensannahme
entstammt einer allgemeineren Theorie, wie sie von William Niskanen in seiner ökonomi-
schen Theorie der Bürokratie (Niskanen-Modell) dargestellt wird (Niskanen 1971). Wenn
diese auf die Regulierungsverwaltung angewendet wird, gibt es eine weitere Annahme,
nämlich die, dass die Vorteile regulierter Unternehmenskontrollen für die Bürokratie und
deren Bedienstete so wertvoll sind, dass sie systematisch Unternehmensanfragen nach-
kommen. Im Falle der regulativen Bürokraten liegt der Vorteil in der Aussicht, dass lu-
krativere Karrieren außerhalb der Regierung oder eine Anstellung in der regulierten
Branche nach ihrer Amtszeit in Aussicht stehen (Levine/Forrence 1990; Mitnick 1980, S.
206-214).

Bei der Public Interest-Theorie und der Capture-Theorie entstammen deren zugrun-
deliegenden Annahmen und die daraus folgenden empirischen Vorhersagen allgemeinen
politikwissenschaftlichen Theorien. Dies ist bei der modernen Credible Commitment-
Theorie weniger der Fall. Hier werden die Verhaltensannahmen selten offengelegt und
müssen daher anhand der Fachliteratur abgeleitet werden. Angesichts der Idee, die Regu-
lierungsgewalt einer Regulierungsagentur zu übertragen, die nicht in der Regierungshier-
archie steht, muss implizit angenommen werden, dass die Agentur von Fachleuten geführt
und besetzt wird, die sich an professionelle Normen halten, wenn sie ihre speziellen
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Kenntnisse bei der Behandlung von Regulierungsproblemen einsetzen (vgl. auch Majone
2001). Vergleicht man sie zuerst mit der Public Interest-Theorie, dann ist es auffällig,
dass diese Regulierungsexperten ebenso von sozialen Interessen geleitet werden, auch
wenn die Grundlage für deren Entscheidungen nicht die Anwendung von Regeln oder de-
ren striktes Durchsetzen ist. Zum anderen werden im Gegensatz zur Capture-Theorie die
Regulierungsexperten als gütige Ausführer ihres Berufs dargestellt, die optimale Lösun-
gen verfolgen, auch wenn es dafür keine klare gesetzliche Linie gibt.

Es gibt einige Unsicherheit hinsichtlich ihrer empirischen Reichweite. Sie richten die
Aufmerksamkeit meistens auf ökonomische Regulierungen, beispielsweise Zugangsregu-
lierung und Wettbewerbsrecht. Ein Grund dafür könnte gänzlich historischer Natur sein,
da sowohl die Public Interest- als auch die Capture-Theorie zu einer Zeit entwickelt wur-
den als soziale Regulierung, beispielsweise Umwelt- und Verbraucherschutz oder Le-
bensmittelsicherheit, auf der politischen Tagesordnung noch kaum eine Rolle spielte.
Allerdings gibt es hier drei wichtige Einsprüche.

1. Als die Unterscheidung zwischen der ökonomischen und der sozialen Regulierung
eingeführt wurde, führte die Anwendung der Rational Choice-Theorie zu der Voraus-
sage, dass die soziale Regulierung von geringerer Bedeutung als die ökonomische
Regulierung wäre, da sich der Gesetzgeber dort konzentrierten Unternehmensinteres-
sen ausgesetzt sah. Die Befürworter der ordnungspolitischen Einmischung ihrerseits
hatten es äußerst schwer, Unterstützer in einer Öffentlichkeit zu mobilisieren, deren
Mitglieder nur begrenzte und weit gestreute Vorteile erwarten konnten (Wilson
1980).

2. Als insbesondere die Anhänger der Capture-Theorie einen neuen Regulierungstrend
ausmachten, dachten sie zuerst, es handelte sich dabei um eine verbesserte Form zur
Schaffung von Zugangsbeschränkungen (Peltzman 1998, S. 334-336).

3. Arbeiten, die durch die Credible Commitment-Theorie inspiriert wurden, haben im
großen Stil die Regulierung der öffentlichen Versorgungsunternehmen analysiert, und
zwar zu einem Zeitpunkt, an dem der Marktwettbewerb eingeführt und frühere staats-
eigene Betriebe privatisiert wurden. Viele dieser theoretischen Schlussfolgerungen
konzentrieren sich stark auf Infrastrukturregulierungen (Levi-Faur 2003).

Plausible Logik, fragwürdige Gültigkeit

Das Grundprinzip jedes dieser konkurrierenden Modelle beruht auf altehrwürdigen poli-
tikwissenschaftlichen Theorien. Jedes legt plausible politische und institutionelle Mecha-
nismen offen. Sie weisen sogar auf Phänomene hin, wie sie in der realen Welt der Politik
und Verwaltung vorkommen. Aber in welchem Maße finden Vorschläge aus diesen riva-
lisierenden Theorien empirische Unterstützung? Tabelle 2 fasst die Argumente zusam-
men, die für und gegen ihre empirischen Behauptungen angeführt werden können.
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Tabelle 2: Pro und Kontra für Modelle der Regulierungsverwaltung

Public Interest-Theorie Regulative Capture-Theorie Credible Commitment- Theorie

Unterstützende
Evidenz

Leistungsbürokratie

Strikte Regulierung der
Verfahrensvorschriften
durch öffentliches Recht

Integration in Ministerialhier-
archie durch strikte Tren-
nung von Politik und Ver-
waltung

Enge Zusammenarbeit mit regu-
lierten Unternehmen

Ausschluss dritter Interessengrup-
pen

Karrieren mit „Drehtür“-Effekt

Delegierung an unabhängige
Regulierer

Besetzung mit entsprechenden
Fachleuten

Ausschluss betroffener Interes-
sengruppen

Beweisgeführte Entscheidungs-
findung

Zurück-
weisende
Evidenz

Einmischung durch politi-
sche Exekutive

Verhandlung mit externen
Interessengruppen

Institutionelle Integration
externer Interessengruppen

Seltene Beförderungsmöglich-
keiten

Breite Einbindung betroffener In-
teressengruppen

Strikte Regulierung entschei-
dungsfindender Verfahren

Entscheidungen gegen regulierte
Unternehmen

Regulierungsbehörden sind in
die Hierarchie der Exekutive ein-
gebunden.

Institutionelle Integration von be-
troffenen Interessengruppen

Politische Einmischung in die
Entscheidungsfindung

De-facto-Verhandlungen mit be-
troffenen Interessengruppen

Die Public Interest-Theorie geht von der Existenz einer Leistungsbürokratie aus, die in-
nerhalb der geringen Spielräume des öffentlichen Rechts operiert. Ihre Prinzipien und
Verfahren beruhen auf der Nichtakzeptanz von Diskriminierung unter Regulierten und
anderer betroffenen Interessengruppen. Sie geht auch von einem Respekt vor den Verfah-
ren aus, die Regulierten und anderen Betroffenen erlauben gehört zu werden und ihren
Fall letztendlich vor Gericht zu bringen. Selbst wenn das Modell die Integration der Re-
gulierungsgewalt in die Regierungshierarchie für gegeben ansieht, geht es davon aus,
dass der Gegensatz zwischen Politik und Verwaltung ein Verhaltensmuster beschreibt.

Die Theorie scheint einfach zu widerlegen. Einfache Indikatoren wie Störungen sei-
tens der politischen Exekutive, des Parlaments oder legislativer Ausschüsse lassen nicht
nur Zweifel an deren Glaubwürdigkeit aufkommen. Es besteht auch Zweifel an deren Be-
deutung als anderes als ein normatives Ideal. Ebenso ist zu erwähnen, dass es verfas-
sungsmäßig anerkannt ist, dass ein Großteil der administrativen Entscheidungsfindung
und -umsetzung Fragen beinhaltet, die im politischen Ermessen eines Fachministers oder
dessen Beamten durchgeführt wird. Gleichermaßen sind viele ordnungspolitische Pro-
bleme zwar kompliziert, aber dennoch politisch sensibel, weil der Gesetzgeber die Regeln
weder so detailliert festlegen will noch kann, wie es notwendig wäre, um sie auf Einzel-
entscheidungen zu reduzieren und damit Einzelfälle unter einer Gesetzesvorschrift zu
subsumieren. Dies lässt Raum für eine Kombination aus politischem Ermessen und Han-
deln oder einem Dialog mit Regulierten und anderen Interessengruppen.

Die Folge ist, dass nur wenige die Public Interest-Theorie als eine Darstellung sehen,
die mit Hilfe empirischer Beweise aufrecht erhalten werden kann. Daher ist die Theorie
seit Jahrzehnten offen für eine Alternative. Die Capture-Theorie präsentiert eine Logik,
die aus den Indikatoren der zurückweisenden Evidenz positive Thesen macht. Aus diesen
Gründen hat sich die Theorie auf drei unterstützende Beweisargumente konzentriert: en-
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ge, ja sogar institutionalisierte Zusammenarbeit zwischen Regulierungsbehörden und re-
gulierten Unternehmen, gleichzeitiger Ausschluss von Drittinteressen von Beratung und
Verhandlung und schließlich die Möglichkeit von Karrieren mit so genanntem Drehtür-
Effekt. Hier führt eine anfängliche Beschäftigung bei einer Regulierungsbehörde später
zu einer lukrativeren Karriere im Privatsektor.

Für die Theorie spricht, dass die Indikatoren für die unterstützende Evidenz relativ
einfach in organisatorische Maßnahmen umgewandelt werden können, insbesondere
wenn der Schwerpunkt auf institutionellen und strukturellen Phänomenen liegt. Ebenso
wie bei der Public Interest-Theorie ist es jedoch sehr viel schwieriger, Verhaltensindika-
toren aufzustellen, die uns genauer über das Vorherrschen eines effektiven Rent-Seeking
durch regulierte Unternehmen informieren können. In der Literatur über Neokorporatis-
mus, Sektorisierung, QUANGOs, Netzwerke und kooperative Regulierung im europäi-
schen Kontext sowie in parallelen Studien über „eiserne Dreiecke“ und Lobbyismus in
den USA gibt es ausreichende Hinweise, um zu schlussfolgern, dass regulierte Interes-
sengruppen schon immer und häufig ihren Einfluss bei der Regulierungsverwaltung gel-
tend gemacht haben. Es gibt auch einen deutlichen Beleg dafür, dass die Strukturwahl
häufig organisatorische Gestaltungsmaßnahmen und institutionelle Bestimmungen bein-
halten, die die Regulierungsbehörden in ein weiteres Umfeld einbetten, das ihnen somit
Vorrang gegenüber einigen Interessengruppen auf Kosten anderer geben (vgl. auch
Schuppert 1981; Hood/Schuppert 1988).

Dieser Beweis genügt kaum als Bestätigung der Capture-Hypothese (Sabatier 1975).
In ihrer striktesten Form geht sie davon aus, dass die Tatsache, dass die Verwaltung auf
Rent Seeking bedachte Unternehmen unter ihre Fittiche nimmt, das Ergebnis einer Stra-
tegie selbstsüchtiger Bürokraten ist, um ihre eigenen Karrieren voranzutreiben. Logi-
scherweise wurde die Frage aufgeworfen, ob dies zu einem Drehtür-Effekt führt (Mitnick
1980, S. 8). Der Beweis dafür ist eher zweifelhaft (Mitnick 1980, S. 214-241). Eine Par-
allelstudie kam zu einer ähnlichen Schlussfolgerung für eine Reihe von amerikanischen
Regulierungsagenturen (Quirk 1981). Eine jüngere Studie ist ähnlich skeptisch, doch oh-
ne neue Daten zu präsentieren, um die Hypothese zu widerlegen (Croley 2008, S. 48-50).
Wenn dies das amerikanische Bild wiederspiegelt, dann ist es sogar noch weniger wahr-
scheinlich für das geschlossene europäische Beamtenlaufbahnsystem. Die Personalpolitik
in der amerikanischen Verwaltung beruht teilweise auf einem nachfolgenden Karriere-
wechsel von der Verwaltung in den privaten Sektor. Dies entspricht ganz und gar nicht
dem europäischen Muster (z.B. Christensen 2004; Christensen/Pallesen 2001). In Frank-
reich hat jedoch der Wechsel vom öffentlichen in den privaten Sektor noch immer einen –
recht häufigen – Drehtüreffekt. Allerdings wird dies weitgehend als Einmischung der Re-
gierung in die Unternehmen gedeutet (Peters 2010, S. 94-102). Im deutschen Verwal-
tungssystem findet man endlich die Koexistenz von einer Verwaltungshierarchie, die mi-
nisteriellen Weisungen und parlamentarischer Verantwortung unterliegt sowie eine ko-
operative Tradition für brancheninterne Selbstregulierung (Schuppert 1981). Die Ver-
mutung ist jedoch, dass der Staat sich heute verhältnismäßig stärker behauptet (Döhler
2001; Töller 2007; 2008).

Andere Indikatoren, die die Hypothese der Capture-Theorie untergraben, schließen
die Einbindung weitschichtiger Interessenvertreter bei Anhörungen und Verhandlungen
sowie bei formellen Verfahren ein, die die administrative Entscheidungsfindung derart
regulieren, dass der Zugang zu Informationen sowohl bei materiellen als auch bei for-
mellen Verfahren garantiert ist (Sabatier 1975). Solche Verfahren sind beispielsweise be-
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reits in der US-Regierung aufgrund des Verwaltungsverfahrensgesetzes gut entwickelt
(Croley 2008). Rechtsvorschriften, die die Offenlegung von Akten garantieren, sowie
Normen, die eine Gleichbehandlung vor dem Gesetz zusichern und von einem Gericht
durchgesetzt werden können, sind in Europa Bestandteil des öffentlichen Rechts.

Die Forschung, die auf der Credible Commitment-Theorie basiert, wird stark von den
umfangreichen Arbeiten über unabhängige Zentralbanken beeinflusst. Die hierfür ver-
wendeten Indikatoren, um das Ausmaß der Kompetenzübertragung an unabhängige Re-
gulierer aufzudecken, sind mit denen vergleichbar, die bei den Zentralbankstudien ent-
wickelt wurden (Cukierman 1992; Gilardi 2008). Aufgrund fehlender brauchbarer Defi-
nitionen gilt als Unterscheidungsmerkmal eines unabhängigen Regulierers die Schaffung
von Behörden mit ordnungspolitischen Aufgaben. Im amerikanischen System der
„Checks and Balances“ sind diese aus der Präsidentialhierarchie herausgenommen. In den
parlamentarischen Systemen Europas sind sie von den Ministerien getrennt (Döhler/Jann
2007). Betrachtet man es stärker von der organisatorischen Seite her, dann führen Indi-
katoren wie Berufungsverfahren, Amtsdauer oder Finanzstatus zur Schaffung von Indi-
zes, die systematische länder- und zeitübergreifende Vergleiche ermöglichen. Andere In-
dikatoren sind indirekt die personelle Ausstattung unabhängiger Regulierern mit Fach-
leuten sowie der Ausschluss betroffener Interessengruppen von Entscheidungsgremien
und von Verhandlungen über Vorschriften und Einzelentscheidungen.

Mehrere Arbeiten unterstützen die Theorie. Demzufolge stellt das Delegieren an un-
abhängige Regulierer eine stetige Entwicklung dar, die sich mit bemerkenswerter Ge-
schwindigkeit verbreitet. Dies hat, so die Behauptung, den Weg für eine allgemeine Be-
wegung bereitet, bei der der Gesetzgeber die administrative Umsetzung an Fachagenturen
anstatt an Ministerialabteilungen delegiert hat. Gelegentlich spricht man sogar von einer
Agenturrevolution.2 Bei diesen Untersuchungen, ebenso wie bei der Public Interest- oder
Capture-Theorie, sind nur wenige Studien über eine Strukturanalyse hinausgegangen, um
das Entscheidungsverhalten der angeblich unabhängigen Regulierer aufzudecken.

Einige Belege widerlegen jedoch die Schlussfolgerungen der Studien zur Delegierung
an unabhängige Regulierer und Agenturen. Einige beinhalten tiefer gehende Verhal-
tensanalysen, während andere wiederum andere Strukturindikatoren betrachten. Wenn
wir hier bürokratische Autonomie als die formelle Freistellung eines Agenturleiters von
der vollständigen politischen Überwachung durch die politische Exekutive definieren
(Christensen 2001, S. 120), beispielsweise in Europa durch die Fachminister oder in den
USA durch das Weiße Haus, dann sind die nächsten logischen Schritte in der Operatio-
nalisierung, dass nach der Einbindung einer alternativen oder konkurrierenden Ebene in
der politischen Aufsicht gesucht wird. Die Frage ist, ob die betroffenen und andere Inter-
essengruppen in die Aufsicht und Kontrolle der Agentur integriert sind, vielleicht sogar
auf eine Art, die das Delegieren von Entscheidungsgewalt an sie impliziert. Ein weiterer,
wichtiger Indikator ist, ob die Agenturleitung dennoch der politischen Exekutive berich-
ten muss, oder ob in den ordnungsrechtlichen Regulierungsgesetzen die Kompetenzen ei-
ner eigenständigen Agenturleitung festgelegt sind und damit einen Kompetenzbereich ab-
stecken, der den zuständigen Minister ausschließt. Beispielhaft sei hier die Stellung der
Kartellbehörden in Ländern wie Dänemark und Deutschland angeführt, die in vielerlei
Hinsicht in die Verwaltungshierarchie integriert sind, bei denen aber ministerielle Wei-
sungen in Einzelfällen nicht erlaubt sind (Hüther u.a. 2009).

Bestehende empirische Studien sind alles andere als eindeutig. Es gibt einige Hinwei-
se auf eine Welt der Regulierungsverwaltung, die viel stärker politisch beeinflusst ist als
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angenommen. Politiker in Regierung und Parlament haben sich aus der Regulierung von
Wirtschaft und Gesellschaft nicht zurückgezogen und damit eine unpolitische Atmosphä-
re geschaffen (vgl. Lohmann 2006; Döhler 2007a;b). Drei Fakten sollen hier in Erinne-
rung gebracht werden, die die Gültigkeit eines allgemeinen Trends in Frage stellen. Ers-
tens sind die amerikanischen unabhängigen Regulierungskommissionen oft als ein Bei-
spiel dafür angeführt, wie stark die amerikanische Gesetzgebung lange Zeit anerkannt
hat, dass die Delegierung an unabhängige Regulierer die Glaubwürdigkeit steigert (Majo-
ne 1994). Es wird jedoch ignoriert, wie stark sowohl unabhängige Regulierungskommis-
sionen als auch andere nicht zur Exekutive zählende Agenturen politischen Belangen
unterworfen sind, was sich sogar in der Zusammensetzung der Kommissionen und deren
politischer Empfänglichkeit widerspiegelt (Cushman 1941; Weingast/Moran 1983; Sha-
piro 1997; Ingraham 2006). Zweitens sind die genaue Organisation und die gesetzlichen
Befugnisse dieser Büros und anderen Agenturen nur selten Gegenstand genauer Untersu-
chungen gewesen, auch wenn Großbritannien zu Recht seit den 1980er Jahren als Pionier
für marktöffnende Reformen angesehen wird, so auch die Reform, die zur Gründung spe-
zieller Regulierungsbüros führte.3 Drittens ist das Delegieren administrativer Gewalt an
Agenturen außerhalb des Ministeriums tief mit der institutionellen Tradition Kontinenta-
leuropas und in gewissem Ausmaß auch mit Großbritannien verwurzelt (Hood/Schuppert
1988). Derartiges Delegieren gründet sich seitdem auf eine Mischung aus dem Credible
Commitment-Prinzip (was durch die Tradition der schwedischen Agenturen belegt ist, die
bis in das 17. Jahrhundert zurückgeht) und den leistungsorientierten Versuchen Ministeri-
en von routinemäßigen Ausführungen zu befreien, und diese äußerst flexibel an Agentu-
ren zu delegieren. Somit können Sonderfälle durch den Minister und dessen Ministerium
beurteilt werden, wie die dänischen (Binderkrantz/Christensen 2009), deutschen (Brecht/
Glaser 1940, S. 10; Schuppert 1981; Döhler 2007a;b) und norwegischen (Lægreid/Ro-
ness/Rubecksen 2006) Agenturtraditionen des 19. und insbesondere des 20. Jahrhunderts
belegen.

Eine erste Bilanz

Die regulative Capture- und die Credible Commitment-Theorie liefern glaubhafte Belege
dafür, wie die Regulierungsverwaltung organisiert ist und wie deren Einbindung in das
politische oder wirtschaftliche Umfeld deren Betrieb beeinflussen könnte. Studien, die
deren theoretische Behauptungen genauer unter die Lupe nehmen, haben es kaum zu be-
deutender Beachtung gebracht. Ebenso haben es Befürworter der jeweiligen Theorien
versäumt, ihre Vorschläge kritischeren Tests mit Indikatoren zu unterwerfen, die Zweifel
an der Gültigkeit dieser Behauptungen hätten aufkommen lassen. Für die Public Interest-
Theorie scheinen die Dinge viel einfacher zu liegen, da ihre Behauptungen auf naiven
Annahmen beruhen. Dennoch betrachten einige jüngere Studien diese aus einer anderen
Perspektive (Croley 2008; Huber 2007). Im Gegensatz zu der ursprünglichen Theorie ha-
ben sie jedwede Bestrebungen aufgegeben, ein abstraktes Interesse am Gemeinwohl zu
definieren, das als Richtschnur oder ultimativer Standard für eine gute Regulierung die-
nen könnte. Ihr Ansatz sieht eher die Aufnahme von Indikatoren und Maßnahmen in ihre
empirische Analyse vor. Diese könnten Beweise dafür liefern, die die Gültigkeit der
Capture- und Credible Commitment-Theorie in ihren mutigeren Ansätzen in Frage stellen
könnte. Daher konzentrieren sie sich auf die Einbindung von Interessengruppen anstelle
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von betroffenen Unternehmen in regulative Entscheidungsprozesse, beispielsweise Um-
welt- oder Verbraucherschutzgruppen. Sie betrachten ebenso die Anwendung formeller
Verfahren, die den ordnungsgemäßen Verwaltungsprozess in der amerikanischen Regie-
rungsverwaltung regulieren. Diese Verfahren können Verzerrungen bei Agenturentschei-
dungen zugunsten des Regulierten begrenzen.

Dieser Ansatz lässt zwei Folgerungen zu. Eine bietet die breitere Basis für eine kriti-
sche Beurteilung der etablierten Theorie und der empirischen Forschung. Dies wird am
besten im Falle der Capture-Theorie sichtbar. In dem Maße, in dem andere Interessen als
diejenigen, die direkt private Unternehmen treffen, von Regulierungsbehörden gehört
werden und tatsächlich aktiv deren Entscheidungen beeinflussen, wird die Gültigkeit der
Theorie in Zweifel gezogen. Ein so wichtiger Beleg untergräbt jedoch auch die Behaup-
tungen der Credible Commitment-Theorie, die ja in erster Linie besagen, dass der Ge-
setzgeber die Regulierungsgewalt an Agenturen delegieren sollte, die ihre Entscheidun-
gen auf wissenschaftliche und fachliche Analysen stützen. Die andere Schlussfolgerung
ist, dass im Gegensatz zu der ursprünglichen, normativen Public Interest-Theorie der
neue Ansatz keine inhaltlichen Kriterien für die Umsetzung dieser Theorie formuliert.
Weder wirtschaftliche Leistungsfähigkeit noch Kriterien zu Umweltverträglichkeit, Nach-
haltigkeit oder Verteilungsgerechtigkeit werden berücksichtigt. Die Kriterien fördern eher
die Konzentration auf politische Beteiligung und Aktivitäten. Das ultimative Kriterium
für die Durchsetzung der Public Interest-Theorie wird daher sein, ob die Regulierungs-
verwaltung Entscheidungen trifft, die ein breites Spektrum an Insidern und Interessen-
gruppen einbeziehen, und ob sie an Verfahren festhält, die Offenheit und eine zweite
Überprüfung zulassen. Dies sind die politischen Kriterien, bei denen es nicht darum geht,
eine gerechte oder optimale Entscheidung zu finden, sondern politische Nachhaltigkeit
und Rechtmäßigkeit auch in der administrativen Entscheidungsfindung zu erhalten.

Diese jüngsten Arbeiten zur Regulierungsverwaltung haben eine Einschränkung. Es
ist schwierig, die dort gewonnenen Einblicke zu verallgemeinern, da sie auf wenigen
amerikanischen Fallstudien beruhen. In der Studie von Steven Croley (2008) sind es die
EPA, die FDA und der United States Forest Service, in Gregory Hubers Studie (2007) ist
es die OSHA. Diese Arbeiten liefern Anhaltspunkte, um deren Schlussfolgerungen zum
weiteren Vergleich heranziehen zu können. Im Raum steht insbesondere die Frage, ob
außer den Regulierten andere von einer Beteiligung ausgenommen werden (Capture-
Theorie) sowie die Frage, ob eine steigende Tendenz zum Delegieren an unabhängige
Regulierer zu verzeichnen ist, die in einem Abstand zur Regierungshierarchie stehen und
ohne Beteiligung betroffener Interessengruppen operieren (Credible Commitment-
Theorie). In beiden Fällen lässt die Behauptung der Theorien, dass es eine besondere Be-
deutung für ökonomische Regulierung gibt, Raum für Diskussionen.

Die europäische Erfahrung

In den parlamentarischen Demokratien Westeuropas finden sich drei Arten von zentralen
Regierungsorganisationen. Ministerien, die in Abteilungen unterteilt sind, sind von
Staatssekretären geleitet, die die Minister beraten. In dieser Eigenschaft erledigen sie po-
litische Aufgaben und setzen diese um. Je nach Land werden einige Aufgaben an Agentu-
ren und Kollegialorgane delegiert. Eine Agentur ist eine Behörde, die für die Umsetzung
von politischen Maßnahmen innerhalb eines mehr oder weniger engen Aufgabenspek-
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trums des Ministeriums verantwortlich ist. Sie hat eine eigenständige Leitung, eigenes
Personal und ein eigenes Budget. Sie kann mal mehr, mal weniger in das politische Ge-
schehen innerhalb ihres zugewiesenen Rahmens eingreifen. Allerdings ist es sehr stark
von dem jeweiligen Land abhängig, in welchem Maß sie eingesetzt werden. Bis zu der
Next Steps-Reform waren sie in Großbritannien praktisch unbekannt, während sie in Nord-
westeuropa seit langem ein wesentlicher Bestandteil sind. Kollegialorgane sind eine Einheit
der Zentralregierung, bei der eine Mischung aus Beratungs- und Entscheidungsverantwort-
lichkeit an ein Gremium delegiert wird, das mehrheitlich nicht aus Ministerialvertretern be-
steht. Auch hier variiert der Einsatz von Kollegialorganen, aber sie werden häufig in der re-
gulativen Politik zu Rate gezogen. Sie sind ein gesamteuropäisches Phänomen.

Diese grundlegenden Formen des administrativen Aufbaus beleuchten vor allem Pro-
bleme hinsichtlich der Capture- und Credible Commitment-Theorie. Zum einen stellt sich
die Frage, in welchem Ausmaß die Regulierungsagenturen in die Ministerialhierarchie
integriert sind. Wenn die Agentur dem Minister über die jeweilige Fachabteilung berich-
tet, dann zeugt dies von einem hohen Maß an Integration. Eine Schlussfolgerung ist, dass
der Minister (oder die Regierung) die Agenturleitung ernennt und entlässt, deren Budget
festlegt und über deren interne Organisation bestimmt. Eine weitere ist, dass der Minister
und sein Ministerium in administrative Entscheidungsprozesse eingreifen können. Der
Grad der Integration ist hingegen niedrig, wenn ein Verwaltungsrat eingesetzt wird, so
dass die Agenturleitung diesem anstelle des Ministers über die Fachabteilung berichtet
und der Verwaltungsrat die exekutiven Aufgaben des Fachministers/Abteilungsleiters
unternimmt. Tabelle 3 zeigt die abweichende Praxis in den vier Ländern. In Dänemark
und Norwegen ist die Agentur in der Regel in die Ministerialhierarchie eingebunden. Be-
stehende Unterschiede zwischen Agenturen, die für die ökonomische oder soziale Regu-
lierung verantwortlich sind, haben sich verflacht. In den Niederlanden und Schweden ist
hier die Integration sehr viel geringer. In Schweden besteht eine jahrhundertealte Verfas-
sungsordnung, die den Agenturen Eigenständigkeit einräumte, um die Interessen des
Adels vor Enteignungen seitens des Königs zu schützen. In den Niederlanden ist diese
ebenso stark in der dortigen Konkordanzregierung vertreten. In keinem der Länder hat je-
doch der Grad der Integration abgenommen und der Unterschied zwischen Agenturen mit
ökonomischer und denen mit sozialer Regulierung ist nicht mehr existent.

Zum anderen stellt sich die Frage, wie die Kollegialorgane organisiert sind. Allen vier
Ländern ist sowohl aus historischer als auch aus heutiger Sicht gemeinsam, dass die Ent-
scheidungsgewalt an diese delegiert wird. Sie erlauben somit den Gesetzgebern, die exe-
kutive Hierarchie auf eine Weise einzuschränken, die nicht so verschwommen ist wie das
Delegieren an Agenturen. Tabelle 3 liefert nochmals wichtige Informationen. Die Abwei-
chungen bei den Ländern sind frappierend. Wieder ähneln sich Dänemark und Norwegen
in der starken Einbindung von Interessenverbänden und der nur geringen und abnehmen-
den Beteiligung von Ausschussmitgliedern, die von den Parteien berufen werden. Die
Niederlande haben die Interessenvertretung bei der ökonomischen Regulierung reduziert,
aber bei der sozialen Regulierung verstärkt. Eine ähnliche Entwicklung hat in Norwegen
stattgefunden, während in Schweden alles im stabilen und moderaten Rahmen geblieben
ist. Allerdings haben in Schweden die parlamentarischen Parteien zu einem Großteil die
Ausschussmitglieder ernannt. Diese Praxis ist im Bereich der sozialen Regulierung sogar
verstärkt worden. Es gibt wiederum keinen klaren Unterschied zwischen ökonomischer
und sozialer Regulierung. Ferner ist es offensichtlich, dass die Ausschussmitglieder ins-
besondere in den skandinavischen Ländern, häufig Richter als Vorsitzende haben.
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Tabelle 3: Grundlegende Struktur der Regulierungsverwaltungen in vier europäischen
Ländern 1980-2000 (in Prozent; N in Klammern)

Dänemark Niederlande Norwegen Schweden

1980 Veränd.¹
1980-2000

1980 Veränd.¹
1980-2000

1980 Veränd.¹
1980-2000

1980 Veränd.¹
1980-2000

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Agenturlei-
tung berich-
tet Minis-
terialab-
teilung

88
(33)

94
(17)

+1
(18)

-1
(13)

19
(72)

85
(26)

-11
(63)

-57
(39)

42
(24)

59
(17)

+26
(24)

+9
(13)

15²
(27)

9²
(11)

-1
(28)

+18
(22)

Vertretung in Regulierungsausschüssen

Interessen
verbände

82 85 -6 +6 56 35 -12 +25 50 82 -12 +13 26 58 +1 -5

Parlamen-
tarische
Beauftragte

9 7 -6 -2 0 0 0 0 14 6 -14 -6 19 13 -6 +20

Richter 33 44 -6 +4 11 6 0 +14 25 35 +6 +5 30 33 +50 0
N 55 27 62 44 18 17 9 5 28 17 16 20 27 40 15 15

Anm.: Die Daten wurden gemeinsam mit Kutsal Yesilkagit zusammengestellt, vgl. Christensen/Yesilkagit
(2006) und Yesilkagit/Christensen (2010).
1 Veränderung in Prozent. 2 Agenturleitung berichtet der Regierung, da in Schweden Fachminister keine di-
rekten exekutiven Aufgaben haben.

Sicherlich lässt dies keinen definitiven Schluss über die relative Stärke der Capture- ge-
genüber der Credible Commitment-Theorie zu. Dennoch zeigt selbst diese einfache Ana-
lyse keine Anzeichen einer Verschiebung von einer Vorherrschaft der politischen Exeku-
tive hin zu einer Entpolitisierung. Ebenso ist kein Unterschied bei der administrativen
Organisation der ökonomischen oder sozialen Regulierung feststellbar. Allenfalls zeich-
net sich über die Jahre eine allmähliche Anpassung der sozialen Regulierung an die Mus-
ter an, die die ökonomische Regulierung ausmachen. Dies ist ein relativ neues Phänomen.
Und letztendlich stellt die starke Präsenz von Interessenverbänden die zentralen Elemente
der Credible Commitment-Theorie in Frage. Dies wird darüber hinaus durch die Beru-
fung der Ausschussmitglieder durch das schwedische Parlament deutlich.

Es gibt also keine bedingungslose Unterstützung für die regulative Capture-Theorie, al-
lerdings kann sie auch nicht verworfen werden. Zumindest in diesen Ländern gibt es einen
eindeutigen Beweis dafür, dass organisierte Interessengruppen stark an der Regulierungsver-
waltung beteiligt sind. Aber es gibt kein universelles Muster. Es gibt keine Daten, womit man
diese übersichtliche Analyse auf andere europäische Länder erweitern kann. Jedoch gibt es
eine verstärkte Annahme für ein ähnliches Muster in der Entwicklung der deutschen Ver-
waltung seit 1980 (Schuppert 1981 im Vergleich mit Döhler 2001, 2007a und 2007b sowie
Töller 2008). Es ist jedoch zu betonen, dass in keinem dieser Länder eine ausgeprägte Prinzi-
pientreue gilt. Die „Anything-Goes“-Hypothese (Döhler 2007a, S. 18-22) kann nicht nur für
die Bundesverwaltung, sondern auch für diese Länder in Anspruch genommen werden.

Das Heranziehen von Daten aus vergleichsweise ähnlichen parlamentarischen Demo-
kratien in Nordwesteuropa wirft natürlich die Frage auf, ob diese Erkenntnisse sich auf
andere europäische Länder übertragen lassen. Aufgrund fehlender Studien mit vergleich-
baren Daten kann diese Frage nicht klar beantwortet werden. Doch andere Studien zei-
gen, dass dort seit längerem unterschiedliche nationale Modelle bestehen. Sie zeigen auch
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die institutionelle Verwicklung von Interessenverbänden selbst in der heutigen regulati-
ven Politik und Regulierungsverwaltung. Eine weiterführende Verallgemeinerung ist
nicht zulässig, da sie auf einer Reihe vergleichender Fallstudien basiert (vgl. z.B. Black/
Lodge/Thatcher 2005; Coen/Héritier 2005; Pedersen 2006; Thatcher 2007; Busch 2009).

Ist die Public Interest-Theorie rehabilitiert?

Die Argumentation führt bis jetzt zu einer beträchtlichen Skepsis hinsichtlich der Gültig-
keit der Credible Commitment-Theorie und zu Bedenken gegenüber der vollständigen
Gültigkeit der Capture-Theorie. Dies führt zurück zur klassischen Public Interest-Theorie.
Sie ist verworfen als eine Manifestation eines normativen Ideals, obwohl das Grundprin-
zip der Credible Commitment-Theorie ihr klar zu Dank verpflichtet ist. Das Hauptprob-
lem ist die Operationalisierung des Gemeinwohls. Dies ist ein Problem, wenn es bei-
spielsweise sowohl unter dem Aspekt wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, umweltpoliti-
scher Nachhaltigkeit als auch der Verteilungsgerechtigkeit erfasst wird. Aus der Perspek-
tive der Politikwissenschaft ist eine weitere Option im Bereich der Prozesse und Verfah-
ren denkbar (Croley 2008; Huber 2007). Dann konzentriert man sich auf die Vielfalt der
Interessengruppen, die in die Entscheidungen involviert sind, die Verfahren, die zur Ent-
scheidungsfindung eingesetzt werden, und auf die Offenheit, womit Entscheidungen ge-
troffen werden.

Die Analysen zeigen, dass die Public Interest-Theorie, die eher als Verfahren denn als
etwas wirklich Greifbares wahrgenommen wird, nicht so schlecht abschneidet. Ein Hin-
weis dafür ist die weite und im Laufe der Zeit immer stärker werdende Einbindung orga-
nisierter Interessenverbände; ein weiterer der in einigen Ländern recht häufige Einsatz
von Richtern als Obmänner oder als Verfahrenswächter (vgl. Tabelle 3). Ein anderer
Hinweis ist die mutmaßliche Stärkung von Verfahren, die Informationen von betroffenen
Interessengruppen, Zugang zu Informationen sowie offizielle Beschwerdeverfahren for-
dern. Dieser verfahrensbasierte Ansatz ist das Herzstück der empirischen Politikwissen-
schaft. In erster Linie ist er eine Erweiterung der von McCubbins, Noll und Weingast
(1987) angeführten Argumentation, wonach die Verwaltungsverfahren eine flexible und
effektive Strategie für Entscheidungsträger darstellen, die Ex-ante-Kontrollen bei der Po-
litikdurchführung installieren wollen. Zudem finden langfristige Veränderungen statt, die
die Regulierungsverwaltung der effektiven Betrachtung anderen als der betroffenen
Gruppen zugänglich macht. Sie zeigen die Empfänglichkeit der gewählten Politiker für
Veränderungen im Meinungs- und Stimmungsbild der Wirtschaft und des Wählervolkes
(Peltzman 1998). Die oben angeführten Zahlen belegen ebenso das Ausmaß, mit dem
Entscheidungsträger die ordnungspolitische Governance so verändern, dass sie ein breites
Spektrum an Interessenvertretern einschließen kann. Schließlich wiederholt sich damit
die klassische Verwaltungslehre, die die relative Überlegenheit der prozeduralen Ratio-
nalität gegenüber einer materiellen Optimalität befürwortet. Für Herbert Simon war dies
eine Sache praktischen Denkens, angesichts des engen kognitiven Rahmens der Entschei-
dungsträger (Simon 1955). Für Max Weber war es eher eine Frage der Moral, angesichts
der Manipulierbarkeit allgemeiner Standards für angemessene Vorschriften (Weber 1919,
S. 549-553). Die heutige Forschung innerhalb der Governance-Tradition hat diese Denk-
weise weiterentwickelt. Regeln, die Verhandlungssysteme zusammenfügen, können ver-
antwortungsethisches Handeln fördern, denn „[s]ie definieren nicht, was das Gemeinwohl
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ist oder was getan werden sollte. Sie sind dazu da anzuleiten, wie die Akteure entscheiden
sollten etwas zu tun, nämlich unter Respektierung der Interessen der anderen“ (Braun
2000, S. 136).

Von Struktur zum Verhalten

Die konkurrierenden Theorien beruhen ausschließlich auf strukturellen und organisatori-
schen Merkmalen, weil davon ausgegangen wird, dass die äußere Struktur das Verhalten
bestimmt. Folglich leidet die empirische Forschung ebenfalls unter diesen Beschränkun-
gen. Es ist also möglich, dass formal unabhängige Behörden politischen Interventionen
unterliegen und dafür empfänglich sind, wenn es um die Durchführung regulativer Politik
geht. Ebenso können Behörden, die formal in die exekutive Hierarchie eingebunden sind,
über eine beträchtliche De facto-Autonomie verfügen.

Studien, die sich mit diesen Problemen beschäftigen, zeigen, dass die folgenden Ab-
weichungen von offiziellen Vorschriften bestehen. Es ist zum einen bekannt, dass die
schwedischen Agenturen, die verfassungsrechtlich von den Ministerien getrennt sind, eng
mit den Fachministern zusammenarbeiten (Jacobsson 1984). Durch eine Kombination aus
politisch gewollten Ernennungen und dem Einsetzen von Ausschussmitgliedern, in dem
die Parteien vertreten sind, verbindet die offizielle Agenturstruktur immer stärker die un-
abhängigen Agenturen mit der Regierung und der parlamentarischen Delegierungskette
(Christensen/Yesilkagit 2006). Eine ähnliche Beobachtung trifft auf das Komitee für mo-
netäre Politik der Bank of England zu (Hix/Høyland/Vivyan, im Erscheinen). Zum ande-
ren zeigen zwei vergleichende Studien, dass formal unabhängige Agenturen sowohl als
Entscheidungsträger in den Ministerien involviert sind als auch politischen Interventio-
nen unterliegen (Maggetti 2007; 2009). Zu dieser Schlussfolgerung sind Studien über die
Finanzaufsicht auch gekommen (Barth 2003; Busch 2009). Eine deutsche Analyse bestä-
tigt wie formaler und organisatorischer Abstand zum Minister die Antizipation von politi-
schen Ansichten innerhalb der Beamtenschaft reduziert; die Analyse zeigt aber zugleich,
dass politische Salienz diese funktionale Politisierung einer Behörde steigert (Ebinger/
Schmitt 2010). Ferner hat eine vergleichende Studie der nationalen Finanzregulierungen
die Wichtigkeit bürokratischer Qualität für die Entwicklung der Finanzmärkte erwiesen
(Nee/Opper 2009). Zu guter Letzt hat Gregory Huber eindrucksvoll argumentiert, dass
amerikanische Beamte – egal ob politisch ernannte Mitarbeiter oder Karrierebeamten –
häufig relativ unabhängig von ihren politischen Vorgesetzten die regulative Politik ver-
walten (Huber 2007). Hier ergeben sich Parallelen zu Buschs Beobachtung, dass die Fi-
nanzaufsicht eine erhebliche De-facto-Autonomie aufweist, solange ein Thema von ge-
ringer politischer Salienz ist, und dass eine derartige Autonomie neben relativ engma-
schigen Branchennetzen existieren kann (Busch 2009, S. 214-223; vgl. auch Quaglia
2008). Eine so genannte „No-Surprises-Rule“ dürfte auch außerhalb Whitehall gelten
(Flinders 2008, S. 54 und 147-165). Dies ist zum Beispiel der Fall bei der Interaktion
zwischen deutschen Ministerien und nicht-ministeriellen Bundesbehörden, wo ein „Hin-
tertürchen“ für hierarchisches Eingreifen offen gehalten wird (Döhler 2007a, S. 38-39).
Wenn dem so ist, dann hat dies zwei Auswirkungen: Die eine ist, dass unabhängig von
der offiziellen Vereinbarung, die Fachminister und deren Abteilungen zu organisatori-
schen Fragen Stellung nehmen müssten, sei es, weil sie dafür politisch verantwortlich
gemacht werden können oder weil sie in einem bestimmten Fall der politischen Kritik zu-
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vorkommen möchten. Die andere Auswirkung ist, dass die politische Salienz eine wichti-
ge Variable sein könnte.

Regulierung im Interesse des Gemeinwohls

Dieser Artikel hat konkurrierende Theorien der staatlichen Regulierung als Ausgangs-
punkt genommen. Jede hat seine Zeit gehabt und jede hat Probleme aufgeworfen, die
noch immer im Mittelpunkt unseres Verständnisses von regulativer Politik und Regulie-
rungsverwaltung stehen. Der Vergleich zeigt, dass sie in hohem Maße mit demselben
Problem kämpfen, nämlich inwieweit die Regulierungsverwaltung die Interessen der Re-
gulierten übertreffen kann.

Niemand ist in der Lage, die klassische Public Interest-Theorie mit fundierten empiri-
schen Daten zu verteidigen. Zum einen bleibt das Public Interest-Modell als ein inhaltli-
cher Standard schwer erfassbar. Zum anderen haben derartige Konzeptualisierungen sich
intensiv mit der Tatsache auseinandergesetzt, dass die Politik in erster Linie damit be-
schäftigt ist, konkurrierende und widersprüchliche Behauptungen gegeneinander abzu-
wägen, und dass sich dieses Abwägen bis zur administrativen Umsetzung erstreckt.
Letztendlich bleibt die Anrufung des Gemeinwohls in den ordnungspolitischen Diskursen
ein Dauerthema und zwar unabhängig von der Kosten-Nutzen-Verteilung.

Beide Nachfolgemodelle haben klare empirische Ziele, und beide haben auf sehr
überzeugende Probleme hingewiesen. Die Capture-Theorie fragt: Kann ein reguliertes
Unternehmen die staatliche Regulierung effektiv als Rent Seeking- und Schutzstrategie
verwenden? In jüngster Zeit hat die Credible Commitment-Theorie die Frage aufgewor-
fen: Schafft die Zeitinkonsistenz ein Selbstverpflichtungsproblem für Entscheidungsträ-
ger und kann dieses Problem durch das glaubwürdige Delegieren der Entscheidungsge-
walt seitens der Entscheidungsträger an unabhängige Regulierer gelöst werden? Dieser
Artikel belegt, dass die Public Interest-Theorie innerhalb der Credible Commitment-
Theorie überlebt hat.

Die Capture-Theorie sowie die Credible Commitment-Theorie haben Probleme, wenn
deren Behauptungen mit empirischen Daten konfrontiert werden. Keine findet in ihren aus-
geprägten Formen viel Unterstützung. Dies gilt heute unumstritten für die Capture-Theorie.
Die Credible Commitment-Theorie ist noch immer auf ihrem Höhepunkt. Dennoch gibt es
gute Gründe, die Tagesordnung neu zu schreiben angesichts des Wissens, das sich in jahr-
zehntelanger Forschungsarbeit bei konkurrierenden Theorien angesammelt hat und sie mit
anderen politischen und administrativen Forschungen kombiniert. Dies muss sicherlich auch
eine dynamischere Forschungsarbeit involvieren, da sich hartnäckig der Verdacht hält, dass
alle zu einem früheren Zeitpunkt zutreffender waren als zu einem späteren.

Betrachten wir zuerst die regulative Capture-Theorie. Selbst wenn die Gefangennah-
me des Regulierers in der oben beschriebenen Form erfolgt, ist es sehr schwer schlüssig
zu beweisen, dass es eine starke, wenn auch wechselnde Verflechtung sowohl von regu-
lierten als auch anderen Interessengruppen in der Regulierungsverwaltung gibt. Die Frage
bleibt, ob das eine jüngere Entwicklung ist und, wenn ja, wie sie entstanden ist. Durch die
Einbindung regulierter Interessengruppen in administrative Entscheidungen gibt es auch
Möglichkeiten zur Korrektur der repräsentativen Demokratie, die eine variable Intensität
oder Betroffenheit der Interessengruppen berücksichtigt (Lewin 1992; vgl. Bell/Hindmoor
2009, S.162-185).
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Als Nächstes macht die Credible Commitment-Theorie vollkommen korrekt auf ein
Problem aufmerksam, dem Gesetzgeber und die politische Exekutive ausgesetzt sind.
Dies ist nicht nur das Ergebnis eines kurzfristigen Opportunismus, sondern spiegelt die
Tatsache wider, dass es ihre Aufgabe ist, ein breites Spektrum an stark variierenden An-
liegen gegeneinander abzuwägen.

Dies führt uns wieder zurück zur Public Interest-Theorie, allerdings nun in einer be-
scheideneren und verfeinerten Form. Nun wird der Schwerpunkt auf Verfahren gelegt, die
die breite Einbindung sowohl regulierter als auch dritter Interessengruppen erleichtern.
Solche Verfahren legen Informationen über unterstützende Informationen und definitive
Entscheidungen offen, und sie bieten Möglichkeiten diese Entscheidungen letztendlich
vor Gericht zu bringen. Es gibt Anzeichen für eine Veränderung in dieser Richtung. Dies
impliziert, dass künftige Studien sich auf Faktoren wie eine sich verändernde politische
Salienz und Pfadabhängigkeiten konzentrieren sollten (Schuppert 1981; Döhler 2001,
2007a, 2007b; Christensen/Yesilkagit 2006; Ebinger/Schmitter 2010). Sie schließen we-
der Veränderungen noch Reformen aus, sondern bereiten sogar den Weg für Veränderun-
gen, die auf gleichartige Druckmittel reagieren, bei denen jedoch die Entscheidungsträger
andere Richtungen wählen, um lokalen Interessen entgegenzukommen (Levi-Faur 1999;
Jordana/Levi-Faur/Puig 2006; Lütz 2006; Busch 2009). Ebenso mag es Gründe für die
Neudefinition der Credible Commitment-Theorie geben. Wie bereits angeführt, wird sie
häufig als technokratisch wahrgenommen, da der ideale Regulierer ein Ökonom ist. Der
alternative Ansatz ist die Neuerfindung des klassischen Beamten (Derlien 1988; Miller
2000; Frey/Osterloh 2005; Ingraham 2006; Nee/Opper 2009). Dieser Bürokrat kombi-
niert eine entsprechende Ausbildung mit einer klaren Vorstellung seiner Rolle als neu-
traler Übermittler eines Amtes, das politischer Führung und Kontrolle ausgesetzt ist, aber
durch eine Mischung aus juristischen und ordnungspolitischen Verfahren eingeschränkt
ist.

Anmerkungen

* Ich bin sehr dankbar für Kommentare von Bernhard Blanke und Viola Burau sowie meinen Kollegen.
Martina Hesse-Hujber hat einen grossen Einsatz bei der deutschen Fassung geleistet.

1 Zitat aus einem Interview auf C-SPAN während der Präsidentschaftskampagne 1996 (ohne Beleg)
2 Repräsentative Studien sind die von Christensen/Lægreid (2006); Gilardi (2008); Jordana/Levin-Faur

(2004); Levi-Faur/Jordana (2005); Thatcher/Stone Sweet (2002).
3 Vgl. beispielsweise James (2003) mit Hogwood/Judge/McVicar (2001), Spiller/Vogelsang (1996) und

Flinders (2008)
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